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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Ein Postulat auf dem Gebiet der Medikamentenpreise wurde im Mai von Nationalrat
Bortoluzzi (svp, ZH) eingereicht. Darin wurde der Bundesrat aufgefordert, zu den
Anpassungsvorschlägen der Pharmaindustrie für das Medikamenten-
Preisbildungssystem Stellung zu nehmen und aufzuzeigen, wie er die herrschenden
Probleme zu lösen beabsichtigte. Neben zwei Forderungen zum Auslandpreisvergleich -
die Ermöglichung von Preissenkungen und Preiserhöhungen sowie die Berücksichtigung
des therapeutischen Quervergleichs – wollte der Postulant ein neues, nutzen- und
patientenorientiertes Preisfestsetzungssystem für Medikamente erarbeiten lassen, um
damit das geltende System, welches massgeblich von den Währungsschwankungen und
politischen Entscheidungen im Ausland abhängig sei, abzulösen. Diese letzte Forderung
war die einzige, welche der Bundesrat in seiner Antwort positiv aufnahm. Im Rahmen
verschiedener Gespräche mit Vertretern der Pharmaindustrie, der Versicherer und der
Konsumentenorganisationen habe das EDI Offenheit für gemeinsame Vorschläge der
genannten Stakeholder gezeigt, wie der Preisfestsetzungsmechanismus mittelfristig (ab
2015) angepasst werden soll. So schlug der Bundesrat unter Berücksichtigung eines
Postulates Schenker (sp, BS) (Po. 12.3614) die Annahme dieses Punktes vor, jedoch die
Ablehnung der zwei vorangestellten Forderungen. Diesem Antrag folgte die grosse
Kammer. 1
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Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Als weiteres Teilpaket der KVG-Revision hatte der Bundesrat dem Parlament im Jahre
2004 seine Botschaft zu Managed Care, also integrierten Versorgungsnetzen mit
Budgetverantwortung, vorgelegt. Insbesondere sollte der heute geltende Vertragszwang
zwischen Versicherern und Leistungserbringern aufgehoben werden, um
kostengünstiger arbeitende Ärztenetzwerke nachhaltiger zu fördern. Dieser Teilbereich
hatte aufgrund von Widerstand in der Ärzteschaft jahrelang in der Kommission des
Ständerates verharrt. Erst in diesem Jahr konnten sich die beiden Kammern darauf
einigen, den Zulassungsstopp für die Eröffnung neuer Arztpraxen bis 2009
weiterzuführen.

Die Botschaft des Bundesrates sah aber auch Neuerungen bei der
Medikamentenpreisbildung vor. Dieses Jahr ging die Vorlage nun in die
Differenzbereinigung. Hierbei behandelte der Ständerat vor allem die Frage der
Definition von preisgünstigen Arzneimitteln und die entsprechende Versorgung. Die
Kommissionsmehrheit des Ständerates empfand die Formulierung des Nationalrates als
verwirrend, wonach bei der Beurteilung der Preisgünstigkeit nicht nur der möglichst
geringe Aufwand für die Heilwirkung, sondern auch die Kosten für Forschung und
Entwicklung angemessen berücksichtigt werden müssen. Der Ständerat stimmte dem
Vorschlag seiner Kommission mit 25 zu 13 Stimmen zu, welche als Ersatz für den
besagten Artikel vorschlägt, den Bundesrat zu beauftragen, für eine preisgünstige
Arzneimittelversorgung in der obligatorischen Krankenversicherung zu sorgen. Im
Nationalrat stiess diese Streichung der angemessenen Berücksichtigung von Forschung
und Entwicklung auf taube Ohren. Die Kommissionsmehrheit verlangte an der früher
vom Nationalrat beschlossenen Formulierung festzuhalten und siegte mit 111 zu 66
Stimmen. Der Ständerat strich zur Verabschiedung der Vorlage diesen Absatz 3. Die
Kommission des Nationalrates hingegen schloss sich dem Streichungsvorschlag des
Ständerates nicht an und machte einen neuen Vorschlag für den umstrittenen Absatz.
Die Bedeutung dieses Absatzes war im Nationalrat sehr umstritten. Während Vertreter
der SVP ihn als das Herzstück der Teilrevision betrachteten, war die SP gegenteiliger
Ansicht und sah in ihm den überflüssigsten Teil der Revision. Der Nationalrat folgte der
Kommissionsmehrheit und entschied sich mit 108 zu 65 Stimmen für die neue
Formulierung.

Die damit notwendig gewordene Einigungskonferenz schloss sich dem Vorschlag des
Ständerates an und beantragte mit 15 zu 10 Stimmen die Streichung des umstrittenen
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Absatzes. Der Ständerat folgte dem Antrag der Einigungskonferenz diskussionslos. Im
Nationalrat beantragte eine Minderheit Bortoluzzi (svp, ZH), den Antrag der
Einigungskonferenz abzulehnen. Das Ergebnis sei unbefriedigend, da ein wesentliches
Element, nämlich der Aspekt der Wirtschaftlichkeit im Zulassungsverfahren, willkürlich
aus der Revision herausgebrochen worden war. Eine Mehrheit der FDP stimmte
ebenfalls gegen den Vorschlag der Einigungskonferenz. Die SP Fraktion warb für
Zustimmung, konnte aber keine Mehrheit finden. Der Nationalrat lehnte den Antrag der
Einigungskonferenz mit 97 zu 83 Stimmen ab. Damit war die Vorlage zu den
Medikamentenpreisen gescheitert. 2

1) AB NR, 2012, S. 1794.
2) AB SR, 2008, S. 10 ff., 590 ff. und 778; AB NR, 2008, S. 746 ff., 1167 ff. und 1469 f.
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